
198 der Beilagen zu den Stenogll'aphischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht 

des Ausschusses für wirtschaftliche Integration 

über die Regierungsvorlage (163 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Durchführung 
der Zoll bestimmungen des Freihandelsüber­
einkommens EFTA-Spanien und die Ände­
rung des Kartellgesetzes zur Durchführung 
der Wettbewerbsregeln dieses Übereinkom­
mens (EFTA -Spanien-Durchführullgsgesetz) 

Das Freihandelsübereinkommen EFTA-Spanien 
(siehe Regierungsvorlage 53 der Beilagen) ist zwar 
überwiegend zur unmittelbaren Anwendung ge­
eignet, bedarf jedoch insbesondere bei den Zo11-
und Ursprungsbestimmungen der Erlassung 
innerstaatlicher Re.chtsvorschriften, um das Ver­
halten der österreichischen Zollorgane im Rah­
men des durch das übereinkommen eingeräumten 
völkerrechtlichen Spielraumes dem Art. 18 B-VG 
entsprechend zu determinieren. Es handelt sicil 
dabei insbesondere um 

die klare Festsetzung der Ausgangszoll­
sätze für die Zollsenkungen, 
die Vorschriften über die Ausstetlung und 
Oberprüfung der für den präferenzbegün­
stigten Warenverkehr erforderlichen Ur­
sprungsnachweise, 
die besonderen Zollbestimmungen, die es 
erlaub~n, die Handelspolitik betreffend 
landwirtschaftliche Erzeugnisse zu ändern, 
die allfällige Errichtung und Verwaltung 
der Richtplafonds bei Waren der Kapitel 48 

Stögner 

Berichterstatter 

uhd 49 des Zolltarifs (Papier und Papier­
waren), 

- die zo11rechtlichen Vorkehrungen, die es 
erlauben, gegebenenfalls die Schutzklauseln 
des übereinkommens anzuwenden, 

die Strafbestimmungen bei rechtswidriger 
Ausstellung von Ursprungsnachweisen. 

Weiters ist eine Anpassung der Bestimmungen 
des Kartellgesetzes, die sich auf den Handelsver­
kehr mit dem Ausland beziehen, notwendig. 

Der Ausschuß für wi,rtschaftliche Integration 
hat die gegenständliche Regierungsvorlage, in 
seiner Sitzung am n. Dezember 1979 in Ver­
handlung genommen und nach Wortmeldungen 
der Abgeordneten G r a b her - Me y e rund 
Dr. Marga Hub i n e k sowie des Bundesmini­
sters für Handel, Gewerbe und Industrie 
Dr. S t a r i b ach e r einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Annahme der Regierungs­
vorlage zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche Integration somit den 
An t rag, der N~tionalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (163 
der Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wien, 197912 11 

Teschi 

Obmann 
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